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Kirchengesetz
über die Bildung von

Kirchenverbänden in der
Evangelisch-reformierten Kirche
(Kirchenverbandsgesetz – KVG)

vom 23. November 2017

Präambel
Die Evangelisch-reformierte Kirche folgt dem pres-
byterial-synodalen Ordnungsprinzip. Ausgehend von
diesen Grundsätzen liegt die Verantwortung zur Erle-
digung der Aufgaben zunächst bei den jeweiligen Kir-
chengemeinden. Strukturelle Veränderungen und ge-
stiegene formale Anforderungen führen zunehmend
dazu, dass Kirchengemeinden in bestimmten Arbeits-
feldern die Aufgaben für sich alleine nicht mehr erle-
digen können oder wollen.
Um den Kirchengemeinden ein weiteres Instrument
der Zusammenarbeit in der Form einer öffentlich-
rechtlichen Körperschaft an die Hand zu geben, be-
schließt die Gesamtsynode dieses Kirchengesetz:

§ 1
Grundsatzbestimmungen

(1) Kirchengemeinden, Synodalverbände und andere
kirchliche Körperschaften des öffentlichen Rechts er-
füllen ihre Aufgaben im Rahmen der Kirchenverfas-
sung, den kirchlichen Gesetzen und Ordnungen selb-
ständig. Unbeschadet dieses Grundsatzes können sie
für Aufgaben, bei denen gemeinsames Handeln gebo-
ten oder zweckmäßig ist, Kirchenverbände nach die-
sem Kirchengesetz bilden.
(2) Kirchenverbände können, soweit nicht anders be-
stimmt, auch unter Beteiligung kirchlicher Körper-
schaften des öffentlichen Rechts aus anderen Glied-
kirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland oder
der Evangelisch-altreformierten Kirche in Nieder-
sachsen nach diesem Kirchengesetz oder dem Recht
der anderen beteiligten Gliedkirche der Evangelischen
Kirche in Deutschland gebildet werden.
(3) Das Recht, auf anderer kirchen- oder privatrecht-
licher Grundlage zusammenzuarbeiten, bleibt von die-
sem Gesetz unberührt.

§ 2
Rechtsform und gesetzliche Grundlagen

(1) Kirchenverbände sind kirchliche Körperschaften
des öffentlichen Rechts. Sie erfüllen die ihnen über-
tragenen Aufgaben im Rahmen der kirchlichen Ge-
setze und Ordnungen in eigener Verantwortung.
(2) Für Kirchenverbände gilt das Recht der Evange-
lisch-reformierten Kirche. Die gesetzlichen Bestim-
mungen über die Leitung und die Verwaltung der Kir-
chengemeinden und über die kirchliche Aufsicht in der
Evangelisch-reformierten Kirche gelten für Kirchen-
verbände entsprechend, soweit dieses Kirchengesetz
nicht etwas anderes bestimmt.

(3) Sind an dem Kirchenverband kirchliche Körper-
schaften anderer Gliedkirchen der Evangelischen Kir-
che in Deutschland beteiligt, bestimmt die Verbands-
satzung abweichend von Absatz 2 das Recht welcher
Gliedkirche zur alleinigen Anwendung kommt; die
kirchliche Aufsicht liegt dann bei der Gliedkirche, de-
ren Recht für den Kirchenverband Anwendung findet.

§ 3
Bildung des kirchlichen Verbands

(1) Die Errichtung eines Kirchenverbandes erfolgt
durch übereinstimmenden Beschluss der von allen Be-
teiligten vereinbarten Verbandssatzung sowie deren
Genehmigung durch das Moderamen der Gesamtsy-
node nach Anhörung des Moderamens der Synode.
(2) Ein Beschluss gemäß Absatz 1 bedarf bei
1. Kirchengemeinden der gemeinsamen Beschluss-

fassung des Kirchenrates/Presbyteriums und der
Gemeindevertretung sowie der Zustimmung der
Gemeindeversammlung,

2. Synodalverbänden der Zustimmung von zwei Drit-
teln der gesetzlichen Mitglieder der Synode und

3. anderen kirchlichen Körperschaften des öffentli-
chen Rechts des Beschlusses ihres durch Kirchen-
gesetz, durch Satzung, Vereinbarung oder Stif-
tungsurkunde für die Aufsicht bestimmten Orga-
nes.

(3) Der Wortlaut der Satzung ist mit Genehmigungs-
vermerk im Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt-
zumachen; der Kirchenverband entsteht am Tage nach
der Veröffentlichung, sofern kein späterer Zeitpunkt
bestimmt ist.
(4) Sofern für die Errichtung eines Kirchenverbandes
nach dem Recht einer anderen Gliedkirche der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland oder der Evange-
lisch-altreformierten Kirche in Niedersachsen eine
kirchenaufsichtsrechtliche Genehmigung erforderlich
ist, kann die Genehmigung gemäß Absatz 1 erst erteilt
werden, wenn diese kirchenaufsichtsrechtliche Ge-
nehmigung vorliegt.
(5) Erfolgt die Errichtung eines Kirchenverbandes
nach dem Recht einer anderen Gliedkirche der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland, gelten die Absätze 1
bis 3 für einen von den Beteiligten zu stellenden Er-
richtungsantrag oder Satzungsbeschluss entspre-
chend.

§ 4
Verbandssatzung

(1) Die Verbandssatzung muss bestimmen:
1. Den Namen und den Sitz des Kirchenverbandes.
2. Die Verbandsmitglieder und, soweit die dem Kir-

chenverband übertragenen Aufgaben es erfordern,
den räumlichen Wirkungsbereich des Kirchenver-
bandes.

3. Die Aufgaben des Kirchenverbandes.
4. Die Verfassung und Verwaltung des Kirchenver-

bandes, insbesondere die Zuständigkeit der Ver-
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bandsorgane, die Sitz- und Stimmverteilung in den
Verbandsorganen, die Bestellung der Mitglieder
des Verbandsvorstandes, die Befugnisse des oder
der Vorsitzenden des Verbandsvorstandes sowie
Regelungen zu Sitzungshäufigkeit der Verbands-
organe.

5. Die Art und Weise der Finanzierung des Kirchen-
verbands.

6. Die Art der Veröffentlichung der Bekanntmachun-
gen des Kirchenverbandes.

7. Die Abwicklung im Falle der Auflösung des Kir-
chenverbandes.

8. Das Verfahren bei Eintritt von Mitgliedern in den
Kirchenverband.

9. Das Verfahren bei Austritt von Mitgliedern aus
dem Kirchenverband, insbesondere die Einhaltung
von Mindestzeiten für die Mitgliedschaft und von
Fristen für die Beendigung der Mitgliedschaft so-
wie Maßstäbe für eine Vermögensauseinanderset-
zung zwischen dem Kirchenverband und dem aus-
tretenden Mitglied.

(2) Die Verbandsversammlung kann die Verbandssat-
zung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stim-
men ihrer satzungsgemäßen Mitglieder ändern. Die
Änderung bedarf der Genehmigung durch das Mode-
ramen der Gesamtsynode. Die Änderung ist im Ge-
setz- und Verordnungsblatt bekannt zu machen.

§ 5
Organe des Kirchenverbandes

Organe eines Kirchenverbandes sind
1. die Verbandsversammlung und
2. der Verbandsvorstand.

§ 6
Zusammensetzung der Verbandsversammlung

(1) Der Verbandsversammlung gehören die Vertrete-
rinnen und Vertreter an, die von den zuständigen Or-
ganen der Verbandsmitglieder bestimmt werden. Die
jeweiligen Vertreterinnen und Vertreter müssen dem
entsendenden Verbandsmitglied angehören.
(2) Die Verbandssatzung legt die Zahl der Vertrete-
rinnen und Vertreter fest. Jedes Verbandsmitglied ent-
sendet mindestens eine Vertreterin oder einen Vertre-
ter. Die Verbandssatzung kann bestimmen, dass ein-
zelne oder alle Verbandsmitglieder mehrere Vertrete-
rinnen oder Vertreter in die Verbandsversammlung
entsenden. Regelungen zu Abstimmungsverfahren
und Stimmverhältnissen legt die Verbandssatzung
fest.
(3) Die Amtszeit der Mitglieder der Verbandsver-
sammlung entspricht der Wahlperiode der Synoden.
Die konstituierende Sitzung der Verbandsversamm-
lung ist binnen drei Monaten nach der konstituieren-
den Sitzung der Synode einzuberufen. Näheres regelt
die Verbandssatzung.

§ 7
Zuständigkeiten der Verbandsversammlung

Die Verbandssatzung legt die Zuständigkeiten der
Verbandsversammlung fest. Sie hat über alle Dinge zu
entscheiden, die für die Verbandsmitglieder wesentli-
che Bedeutung haben, dies sind insbesondere
1. die Bildung des Verbandsvorstandes,
2. die Beschlussfassung über den Haushalts- und

Stellenplan sowie über die finanzielle Beteiligung
der Verbandsmitglieder am Kirchenverband,

3. die Entlastung des Verbandsvorstandes,
4. die Festlegung der Gebührenordnung und der Ge-

bührensätze,
5. der Beschluss über die Aufnahme oder den Aus-

schluss eines Verbandsmitgliedes und
6. der Beschluss über die Auflösung des Kirchenver-

bandes.

§ 8
Zusammensetzung des Verbandsvorstandes

(1) Die Verbandssatzung bestimmt die Zahl der Mit-
glieder und die Zusammensetzung des Verbandsvor-
standes. Der Verbandsvorstand besteht mindestens
aus drei Personen. Die Zahl der Pfarrerinnen und Pfar-
rer soll die Zahl der übrigen Mitglieder nicht überstei-
gen.
(2) Die Mitglieder des Verbandsvorstandes werden
aus der Mitte der Verbandsversammlung gewählt. Sie
bleiben bis zur Wahl ihrer Nachfolger im Amt.
(3) Die Amtszeit des Verbandsvorstandes entspricht
der Amtszeit der Verbandsversammlung. Im Falle des
vorzeitigen Ausscheidens eines Vorstandsmitgliedes
wählt die Verbandsversammlung für den Rest der
Amtszeit des oder der Ausgeschiedenen ein Vor-
standsmitglied nach.

§ 9
Zuständigkeiten und Geschäftsführung

des Verbandsvorstandes
(1) Der Verbandsvorstand ist für die Geschäftsfüh-
rung sowie für alle Angelegenheiten des Kirchenver-
bandes zuständig, soweit nicht eine Zuständigkeit der
Verbandsversammlung begründet ist.
(2) Der Verbandsvorstand vertritt den Kirchenver-
band gerichtlich und außergerichtlich.
(3) Rechtsverbindliche Erklärungen des Kirchenver-
bandes bedürfen der Unterschrift von der oder dem
Vorsitzenden des Verbandsvorstandes oder der oder
des stellvertretenden Vorsitzenden und eines weiteren
Vorstandsmitgliedes.
(4) Der Verbandsvorstand kann geschäftsführende
Aufgaben auf eine weitere Person delegieren. Der
Umfang der Delegation ist in einer Geschäftsordnung
festzulegen.
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§ 10
Ausführungsbestimmungen

Das Moderamen der Gesamtsynode wird ermächtigt,
Rechtsverordnungen zur Ausführung dieses Kirchen-
gesetzes und Muster für Verbandssatzungen und Ge-
schäftsordnungen zu erlassen.

§ 11
Auflösung des Kirchenverbandes

Die Auflösung des Kirchenverbandes bedarf der
Mehrheit der Stimmen von zwei Dritteln der Mitglie-
der der Verbandsversammlung, der Zustimmung von
mindestens zwei Dritteln der Verbandsmitglieder und
der Genehmigung des Moderamens der Gesamtsyno-
de.

§ 12
Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am 1. Januar 2018 in Kraft.

L e e r, den 12. Dezember 2017

Der Präses der Gesamtsynode

N o r d h o l t

Kirchengesetz
vom 23. November 2017

zur Änderung des Kirchengesetzes
der Konföderation evangelischer

Kirchen in Niedersachsen
über die kirchliche Bestätigung von

Religionslehrkräften
vom 17. Juni 2006

in der Fassung vom
12. Dezember 2011

Die Gesamtsynode hat das folgende Kirchengesetz
beschlossen, welches hiermit verkündet wird:

Artikel 1
Das Kirchengesetz der Konföderation evangelischer
Kirchen in Niedersachsen über die kirchliche Bestäti-
gung von Religionslehrkräften vom 17. Juni 2006
(ABl. Hannover 2006 S. 94; Gesetz- und Verord-
nungsbl. Bd. 18 S. 415), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung mit Gesetzeskraft des Rates der Konfödera-
tion evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Än-
derung des Kirchengesetzes der Konföderation über
die kirchliche Bestätigung von Religionslehrkräften
vom 12. Dezember 2011 (ABl. Hannover 2011 S.
260), wird gemäß des Vertrages über die Konfödera-
tion evangelischer Kirchen in Niedersachsen vom 28.
März 2014 (ABl. Hannover 2014 S. 51; Gesetz- und
Verordnungsbl. Bd. 20 S. 43) wie folgt geändert:
1. In der Überschrift werden die Wörter „der Konfö-

deration evangelischer Kirchen in Niedersachsen“
gestrichen und nach dem Wort „Religionslehrkräf-
ten“ die Angabe „(Vokationsgesetz)“ angefügt.

2. In § 2 wird das Wort „schulformbezogen“ gestri-
chen und der Punkt am Ende durch die Wörter „für
die Schulform, für die ein dafür qualifizierender
Abschluss erworben wurde.“ ersetzt.

3. § 3 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2 werden die Wörter „in der
beantragten Schulform“ gestrichen.

bb) In Nummer 4 wird das Wort „Einfüh-
rungstagung“ durch das Wort „Vokati-
onstagung“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.
c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab-

sätze 2 und 3.
d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4 und das

Wort „eingeführt“ wird durch das Wort „ein-
gesegnet“ ersetzt.

4. § 4 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 wird das zweite Komma durch
das Wort „oder“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „§ 3 Ab-
satz 4“ durch die Angabe „§ 3 Absatz 3“
ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Wörter „§ 3 Absatz 1
Nr. 1 und 4“ durch die Wörter „§ 3 Absatz 1
Nrn. 1 und 3“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird das Wort „maximal“ durch

die Wörter „bis zu“ ersetzt.
bb) In Nummer 2 wird die Angabe „§ 3 Ab-

satz 4“ durch die Angabe „§ 3 Absatz 3“
ersetzt.

d) Es wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Lehrkräften mit abgeschlossener staatli-
cher oder staatlich anerkannter Ausbildung
zum Lehramt, die evangelischen Religions-
unterricht fachfremd erteilen sollen, kann auf
Antrag für bis zu drei Jahre eine befristete
Unterrichtsbestätigung erteilt werden, wenn
1. die Voraussetzungen nach § 3 Absatz 1

Nrn. 1 und 3 vorliegen oder wenn sie Mit-
glied einer Kirche nach § 3 Absatz 3 sind
und die Voraussetzung nach § 3 Absatz 1
Nr. 3 vorliegt,

2. die Lehrkräfte bereit sind, an religionspä-
dagogischen Fortbildungen teilzunehmen.

Die befristete Unterrichtsbestätigung gilt in
beschränktem Umfang an der Schule, an der
fachfremd unterrichtet werden soll. Sie gilt
nicht für den evangelischen Religionsunter-
richt in der gymnasialen Oberstufe.“

5. § 6 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird folgender neuer Satz 2 ein-

gefügt: „Im Fall einer Erklärung gegenüber
der Schulleitung nach Nummer 1 leitet diese
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die Erklärung an die Konföderation evange-
lischer Kirchen in Niedersachsen weiter.“.

b) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3
und 4.

c) Der neue Satz 3 wird wie folgt neu gefasst:
„Die Konföderation evangelischer Kirchen in
Niedersachsen stellt das Erlöschen gegenüber
der Lehrkraft in einem schriftlichen, mit
Gründen versehenen Bescheid fest.“

Artikel 2
Im Kirchengesetz zur Überleitung des Rechts der Kon-
föderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen in
der Evangelisch-reformierten Kirche (Überleitungs-
gesetz Konföderation) vom 13. November 2014 (Ge-
setz- und Verordnungsbl. Bd. 20 S. 52) wird der Wort-
laut von § 1 Absatz 1 Nr. 1 ersatzlos gestrichen.

Artikel 3
(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Februar 2018 in
Kraft.
(2) Das Landeskirchenamt wird ermächtigt, das Kir-
chengesetz über die kirchliche Bestätigung von Reli-
gionslehrkräften in der geänderten Fassung neu be-
kannt zu machen.

L e e r, den 12. Dezember 2017

Der Präses der Gesamtsynode

N o r d h o l t

Kirchengesetz
vom 23. November 2017

zur Änderung des Kirchengesetzes
zur Zustimmung und Ausführung des

Kirchengesetzes zur Regelung der
Dienstverhältnisse der Pfarrerinnen

und Pfarrer in der
Evangelischen Kirche in Deutschland

(Pfarrdienstgesetz der EKD
– PfDG.EKD)

(Pfarrdienstausführungsgesetz)
vom 17. November 2011

in der Fassung vom 18. November 2016
Die Gesamtsynode hat das folgende Kirchengesetz
beschlossen, welches hiermit verkündet wird:

Artikel 1
Das Kirchengesetz zur Zustimmung und Ausführung
des Kirchengesetzeses zur Regelung der Dienstver-
hältnisse der Pfarrerinnen und Pfarrer in der Evange-
lischen Kirche in Deutschland (Pfarrdienstgesetz der
EKD – PfDG.EKD) (Pfarrdienstausführungsgesetz)
vom 17. November 2011 in der Fassung vom 18. No-
vember 2016 (Gesetz- und Verordnungsbl. Bd. 20
S. 134) wird wie folgt geändert:

1. Nach § 30 wird folgender neuer § 31 eingefügt:
„§ 31

(zu § 68 Abs. 2 und § 71 Abs. 2 PfDG.EKD)
(1) Teildienst kann im Umfang von 50 vom Hun-
dert, 66,6 vom Hundert oder 75 vom Hundert eines
vollen Dienstauftrages begründet werden. Art und
Umfang des Teildienstes werden in einer von der
Kirchenpräsidentin oder dem Kirchenpräsidenten
im Einvernehmen mit dem Kirchenrat/Presbyteri-
um und dem Moderamen der Synode zu erlassen-
den Dienstanweisung festgelegt.
(2) Der Dienstumfang einer Pfarrerin oder eines
Pfarrers kann auf Antrag oder mit ihrer oder seiner
Zustimmung eingeschränkt werden, sofern eine
entsprechende teildienstfähige Stelle vorhanden
ist. Die Bewerbung auf eine Stelle mit einge-
schränktem Dienstauftrag gilt als Zustimmung
zum Teildienst. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für
die erstmalige Übertragung eines Dienstauftrages.
(3) Der Umfang des Dienstauftrages kann auf An-
trag oder mit Zustimmung der Pfarrerin oder des
Pfarrers angehoben werden, wenn dies dem Um-
fang der Stelle entspricht. Die Anhebung des Um-
fangs des Dienstauftrages kann ganz oder anteilig
befristet werden.
(4) Bei der Heranziehung zu Vertretungsdiensten
und zu anderen zusätzlichen Aufgaben ist zu be-
rücksichtigen, dass die Pfarrerin oder der Pfarrer
in einem Teildienstverhältnis steht.
(5) Pfarrerinnen und Pfarrer mit eingeschränktem
Dienstumfang sind berechtigt, sich auf eine Pfarr-
stelle mit vollem Dienstumfang zu bewerben.
(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten für Pfarrerinnen und
Pfarrer im Probedienst entsprechend.
(7) Über die Veränderung des Dienstumfanges ent-
scheidet das Moderamen der Gesamtsynode auf
Antrag nach Anhörung des Kirchenrates/Presby-
teriums und des Moderamens der Synode mit Zu-
stimmung der betroffenen Pfarrerin oder des be-
troffenen Pfarrers, sofern dessen oder deren Zu-
stimmung erforderlich ist.“

2. Die bisherigen §§ 31 und 31 a werden die §§ 31 a
und 31 b.

Artikel 2
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2018 in Kraft.

L e e r, den 12. Dezember 2017

Der Präses der Gesamtsynode

N o r d h o l t
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Kirchengesetz
über die Erhebung

von Kirchensteuern von den
Gemeindegliedern der

Evangelisch-reformierten Kirche
im Land Mecklenburg-Vorpommern

vom 23. November 2017
Die Gesamtsynode hat das folgende Kirchengesetz
beschlossen, welches hiermit verkündet wird:

§ 1
Das Kirchengesetz der Konföderation evangelischer
Kirchen in Niedersachsen über die Erhebung von Kir-
chensteuern in den evangelischen Landeskirchen (Ge-
meinsame Kirchensteuerordnung – KiStO ev.–) vom
14. Juli 1972 (KABl. Hannover 1972 S. 107; Gesetz-
und Verordnungsbl. Bd. 14 S. 42) in der jeweils gül-
tigen Fassung gilt für die Ergebung der Kirchensteuer
von Gemeindegliedern der Evangelisch-reformierten
Kirche im Land Mecklenburg-Vorpommern entspre-
chend, sofern in diesem Kirchengesetz nichts anderes
bestimmt ist.

§ 2
(1) Abweichend von § 15 Absatz 1 der Gemeinsamen
Kirchensteuerordnung kann gegen jeden die Kirchen-
steuer betreffenden Bescheid Einspruch eingelegt
werden. Der Einspruch ist innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe des Steuerbescheides bei der im
Steuerbescheid angegebenen Stelle einzulegen.
(2) Ist die Verwaltung der Kirchensteuer den Finanz-
ämtern übertragen, so entscheidet das zuständige Fi-
nanzamt im Benehmen mit der in § 18 Absatz 2 der
Gemeinsamen Kirchensteuerordnung bestimmten
Verwaltungsstelle der Landeskirche über den Ein-
spruch.
(3) Rechtsbehelfe gegen die Heranziehung zur Kir-
chensteuer können nicht auf Einwendungen gegen die
der Kirchensteuer zugrundeliegende Maßstabsteuer
gestützt werden.
(4) Ist die Verwaltung der Kirchensteuer nicht auf die
Finanzämter übertragen, so entscheidet die in der
kirchlichen Steuerordnung bestimmte Stelle über den
Einspruch. Im Einspruchsverfahren sind Rechtmäßig-
keit und Zweckmäßigkeit des angefochtenen Beschei-
des nachzuprüfen.
(5) Dem Einspruch gegen einen die Ortskirchensteuer
betreffenden Bescheid gibt das zuständige Organ der
kirchensteuererhebenden Körperschaft statt, wenn es
den Einspruch für begründet hält. Wird dem Einspruch
ganz oder teilweise nicht stattgegeben, so erlässt die
in § 18 Absatz 2 der Gemeinsamen Kirchensteuerord-
nung bestimmte Verwaltungsstelle der Landeskirche
eine Einspruchsentscheidung. Die Einspruchsent-
scheidung ist zu begründen, mit einer Rechtsbehelfs-
belehrung zu versehen und zuzustellen. Die Ein-
spruchsentscheidung bestimmt auch, wer die Kosten
trägt.

(6) Abweichend von § 15 Absatz 6 Satz 1 der Ge-
meinsamen Kirchensteuerordnung ist für Streitigkei-
ten in Kirchensteuersachen der Finanzrechtsweg ge-
geben. Einspruchsentscheidungen können innerhalb
eines Monats nach Zustellung mit der Klage vor dem
Finanzgericht angefochten werden. Dies gilt auch für
die Kirchensteuer, die von der Evangelisch-reformier-
ten Kirche im Land Mecklenburg-Vorpommern selbst
verwaltet wird.
(7) Das Finanzgericht lädt in kirchenrechtlichen Ab-
gabenangelegenheiten die kirchensteuererhebende
Körperschaft, deren rechtliche Interessen durch die
Entscheidung unmittelbar berührt sind, bei.
(8) § 16 der Gemeinsamen Kirchensteuerordnung gilt
für das Einspruchsverfahren entsprechend.

§ 3
Dieses Kirchengesetz tritt rückwirkend zum 1. Januar
2017 in Kraft.
Dieses Kirchengesetz bedarf gemäß § 3 Absätze 1 und
3 des Gesetzes über die Erhebung von Kirchensteuer
im Land Mecklenburg-Vorpommern (Kirchensteuer-
gesetz Mecklenburg-Vorpommern - KiStG M-V) zum
Inkrafttreten der Anerkennung durch das Finanzmi-
nisterium des Landes Mecklenburg-Vorpommern so-
wie der Bekanntmachung im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern.

E m d e n, den 24. November 2017

Der Präses der Gesamtsynode

N o r d h o l t

Beschluss vom
23. November 2017
zur Änderung der
Geschäftsordnung

für die Gesamtsynode der
Evangelisch-reformierten Kirche

vom 6. Mai 2004
in der Fassung vom 29. April 2010

Die Gesamtsynode hat gemäß § 70 Absatz 4 der Kir-
chenverfassung den folgenden Beschluss gefasst, wel-
cher hiermit verkündet wird:

Artikel 1
Die Geschäftsordnung für die Gesamtsynode der
Evangelisch-reformierten Kirche vom 6. Mai 2004 in
der Fassung vom 29. April 2010 (Gesetz- und Ver-
ordnungsbl. Bd. 19 S. 144) wird wie folgt geändert:
1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Angabe zu

§ 7 folgende Angabe eingefügt:
„§ 7a Mitarbeitende Gäste“
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2. Nach § 7 wird folgender § 7a eingefügt:
„§ 7a

Mitarbeitende Gäste
(1) Die Jugendkonferenz entsendet aus ihrer Mitte
zwei Vertreter oder Vertreterinnen als mitarbei-
tende Gäste in die Gesamtsynode (Jugendvertreter
oder Jugendvertreterin); sie dürfen bei ihrer Ent-
sendung nicht älter als 25 Jahre sein.
(2) Die in der Liste der Studierenden der Theologie
(§ 4 Pfarrerausbildungsordnung) eingetragenen
Studierenden bilden den Konvent der Theologie-
studierenden. Der Konvent der Theologiestudie-
renden entsendet aus seiner Mitte einen Vertreter
oder eine Vertreterin als mitarbeitenden Gast in die
Gesamtsynode (Studierendenvertreter oder Stu-
dierendenvertreterin).
(3) Die Kandidaten und Kandidatinnen der Theo-
logie bilden die Kandidatenkonferenz. Die Kandi-
datenkonferenz entsendet aus ihrer Mitte einen
Vertreter oder eine Vertreterin als mitarbeitenden
Gast in die Gesamtsynode (Kandidatenvertreter
oder Kandidatenvertreterin).
(4) Die Entsendung der mitarbeitenden Gäste endet
mit dem Ablauf der Amtszeit der Gesamtsynode
oder durch Tod, Niederlegung des Amtes, Verlust
der Wählbarkeit zum oder zur Kirchenältesten/
Presbyter oder Presbyterin sowie durch Ausschei-
den aus dem entsendenden Gremium.“

Artikel 2
Dieser Beschluss tritt mit Beschlussfassung in Kraft.

L e e r, den 12. Dezember 2017

Der Präses der Gesamtsynode

N o r d h o l t

Beschluss
der Gesamtsynode

betr. der Einführung einer Ordnung
eines Gottesdienstes anlässlich

einer Eheschließung
vom 23. November 2017

Die Gesamtsynode gibt die vom Theologischen Aus-
schuss vorgelegte Ordnung eines Gottesdienstes an-
lässlich einer Eheschließung – unter Beachtung der
kirchenrechtlichen Regelungen – zum Gebrauch in
den Gemeinden frei.

L e e r, den 12. Dezember 2017

Der Präses der Gesamtsynode

N o r d h o l t

Rechtsverordnung
über Ruhestandsaufträge
vom 12. Dezember 2017

Das Moderamen der Gesamtsynode erlässt gemäß
§ 43 des Pfarrdienstausführungsgesetzes folgende
Rechtsverordnung:

§ 1
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer in einem öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnis im Ruhestand können ver-
bindlich Vertretungsdienste in Kirchengemeinden
übernehmen, in denen sie nicht unmittelbar vor dem
Ruhestandseintritt Dienst getan haben. Im Rahmen
des Vertretungsdienstes haben sie die Rechtsstellung
einer Vakanzvertreterin oder eines Vakanzvertreters.
Der Vertretungsdienst stellt lediglich die pastorale
Grundversorgung der Kirchengemeinde sicher.
(2) Der Vertretungsdienst ist mindestens für einen
Monat und maximal für ein Jahr zu übertragen. Sofern
eine Übertragung nach Satz 1 nicht möglich ist, kann
in begründeten Einzelfällen eine wochenweise Über-
tragung von Vertretungsdiensten erfolgen. Eine Wie-
derbeauftragung ist, auch mehrfach, möglich.

§ 2
(1) Die Kirchenpräsidentin oder der Kirchenpräsident
überträgt die Vertretungsdienste schriftlich im Ein-
vernehmen mit dem Kirchenrat/Presbyterium und der
oder dem Präses der Synode. Bei der Übertragung des
Vertretungsdienstes ist der Dienstumfang festzulegen.
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand sind nicht
zur Übernahme verbindlicher Vertretungsdienste ver-
pflichtet. Es besteht kein Anspruch auf die Zuweisung
verbindlicher Vertretungsdienste; dieser kann auch
nicht zugesichert werden.

§ 3
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand erhalten für
die Wahrnehmung eines vollen Vertretungsdienstes
eine Aufwandsentschädigung aus den Mitteln der Ge-
samtpfarrkasse in Höhe von 600,00 € monatlich; diese
ist von den Pfarrerinnen und Pfarrern im Ruhestand zu
versteuern. Bei eingeschränktem Vertretungsdienst
wird die Aufwandsentschädigung anteilig gezahlt.
(2) Im Rahmen eines Vertretungsdienstes entstehende
Reisekosten werden gemäß Kirchengesetz über die
Reisekosten vom 25. November 1976 in der jeweils
geltenden Fassung geleistet.
(3) Die Erstattung von notwendigen Auslagen erfolgt
durch die Kirchengemeinde.

§ 4
(1) Sofern eine Wahrnehmung des Vertretungsdiens-
tes vom Wohnsitz der Pfarrerin oder des Pfarrers im
Ruhestand aus nicht möglich ist, wird der Pfarrerin
oder dem Pfarrer eine, dem zeitlichen Umfang des
Vertretungsdienstes angemessene, Unterbringung ge-
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stellt. Es besteht kein Anspruch auf Trennungs- und
Tagegelder.
(2) Die Gestellung der Unterbringung erfolgt durch
die Kirchengemeinde im Einvernehmen mit der Kir-
chenpräsidentin oder dem Kirchenpräsidenten, sofern
die Beteiligten keine abweichenden Regelungen tref-
fen. Die anfallenden Kosten trägt die Gesamtpfarrkas-
se.

§ 5
Pfarrerinnen und Pfarrern die mehr als sechs Monate
ohne Unterbrechung einen oder mehrere Vertretungs-
dienste wahrnehmen, steht Erholungsurlaub unter
Fortzahlung der Aufwandsentschädigung gemäß
Rechtsverordnung über die Urlaubsgewährung für
Pfarrer und Pfarrerinnen in der Evangelisch-refor-
mierten Kirche (Urlaubsordnung) vom 3. November
2015 in der jeweils geltenden Fassung zu.

§ 6
Diese Rechtsverordnung tritt am 1. Januar 2018 in
Kraft.

L e e r, den 12. Dezember 2017

Der Präses der Gesamtsynode

N o r d h o l t

Haushaltsgesetz
der Evangelisch-reformierten Kirche

für das Rechnungsjahr 2018
(01.01.2018 - 31.12.2018)

Die Gesamtsynode hat gemäß § 24 Absatz 1 des Kir-
chengesetzes über das Haushalts-, Kassen-, Rech-
nungs- und Prüfungswesen in der Evangelisch-refor-
mierten Kirche (Haushaltsordnung) vom 17. Novem-
ber 2005 in der Fassung vom 27. November 2008 (Ge-
setz- und Verordnungsblatt Bd. 19 S. 86) das folgende
Haushaltsgesetz beschlossen, das hiermit verkündet
wird:

§ 1
Haushaltsplan

(1) Der Haushaltsplan (einschließlich Stellenplan) der
Evangelisch-reformierten Kirche für das Rechnungs-
jahr 2018 wird genehmigt und wie folgt festgestellt:

E i n n a h m e : 44.142.100,00 €
A u s g a b e : 44.142.100,00 €

Darin enthalten: Einzelplan 21
"Gesamtpfarrkasse"

Einnahme: 4.894.700,00 €
Ausgabe: 9.904.000,00 €

Einzelplan 32
"Landeskirchliche
Jugendarbeit"

Einnahme: 80.000,00 €
Ausgabe: 320.900,00 €

(2) Die Ansätze der Einzelpläne in Einnahme und
Ausgabe werden im Gesetz- und Verordnungsblatt
bekannt gegeben.

§ 2
Haushaltsvermerke

(1) Die im Haushaltsplan mit “GD” versehenen Titel
sind innerhalb der betreffenden Gruppierungen und
des Unterabschnitts gegenseitig deckungsfähig. Die
Deckungsfähigkeit weiterer Titel ergibt sich aus der
entsprechenden Anlage zum Haushaltsplan 2018.
(2) Bei den mit “ED” versehenen Titeln berechtigen
Mehreinnahmen zu Mehrausgaben bei den jeweils
entsprechenden Titeln. Auf die Anlage “Haushalts-
vermerke” zum Haushaltsplan 2018 wird verwiesen.
(3) Bei den mit “UE” gekennzeichneten Titeln können
nicht verbrauchte Mittel in das nächste Jahr übertragen
werden.

§ 3
Mehreinnahmen, Minderausgaben

(1) Mehreinnahmen oder Minderausgaben im Haus-
halt der Evangelisch-reformierten Kirche sind am En-
de des Rechnungsjahres der Allgemeinen Haushalts-
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rücklage, Versorgungsrücklage, einer landeskirchli-
chen Stiftung oder anderen zweckgebundenen Rück-
lagen zuzuführen, soweit nicht durch Nachtragshaus-
halt anderes bestimmt wird.
(2) Zweckbestimmte Haushaltsmittel sind, soweit die
Einnahmen die Ausgaben überschreiten, nicht den all-
gemeinen Haushaltsrücklagen zuzuführen. Die Mehr-
einnahmen sind vielmehr am Schluss des Rechnungs-
jahres festzustellen und bei den Titeln des Haushalts-
planes für das folgende Rechnungsjahr nachzuweisen.

§ 4
Kassenkredite

Im Rechnungsjahr 2018 dürfen Kassenkredite in Höhe
bis zu insgesamt 2.550.000,00 € aufgenommen wer-
den.

§ 5
Bürgschaften

Bürgschaften gemäß § 16 des Kirchengesetzes über
das Haushalts- Kassen-, Rechnungs- und Prüfungs-
wesen in der Evangelisch-reformierten Kirche können
bis zu einer Gesamthöhe von 500.000,00 € übernom-
men werden.

L e e r, den 12. Dezember 2017

Der Präses der Gesamtsynode

N o r d h o l t

Anlage zu § 1 Absatz 2 des Haushaltsgesetzes 2018
der Evangelisch-reformierten Kirche:

Zusammenstellung der Einzelpläne 2018
Evangelisch-reformierte Kirche

Einnahmen
€

Ausgaben
€

0100 Gesamtsynode 0 135.900
0200 Landeskirchenamt 887.200 3.517.100
1100 Ausbildung kirch-

licher Dienst 0 369.800
2100 Gesamtpfarrkasse 4.894.700 9.904.000
2200 Versorgung 5.210.600 13.876.000
3100 Kirchenmusikali-

sche Arbeit 171.000 400.200
3200 Jugendarbeit 80.000 320.900
6100 Publizistik 2.000 330.000
6200 Öffentlichkeitsar-

beit 0 160.000
6300 Frauenarbeit 10.000 108.700
6400 Gesamtkirchliche

Aufgaben 130.600 5.228.600
6500 Kostenbeteiligung

Gesamtkirche 0 2.749.100
8100 Vermögensver-

waltung 786.000 2.681.800

Einnahmen
€

Ausgaben
€

9100 Finanzverwaltung 31.970.000 4.360.000
44.142.100 44.142.100

Haushaltsgesetz
des Diakonischen Werkes

der Evangelisch-reformierten Kirche
für das Rechnungsjahr 2018

(01.01.2018 - 31.12.2018)
Die Gesamtsynode hat gemäß § 24 Absatz 1 des Kir-
chengesetzes über das Haushalts-, Kassen-, Rech-
nungs- und Prüfungswesen in der Evangelisch-refor-
mierten Kirche (Haushaltsordnung) vom 17. Novem-
ber 2005 in der Fassung vom 27. November 2008 (Ge-
setz- und Verordnungsblatt Bd. 19 S. 86) das folgende
Haushaltsgesetz beschlossen, das hiermit verkündet
wird:

§ 1
Haushaltsplan des Diakonischen Werkes der

Evangelisch-reformierten Kirche
(1) Der Haushaltsplan (einschließlich Stellenplan) des
Diakonischen Werkes der Evangelisch-reformierten
Kirche für das Rechnungsjahr 2018 wird genehmigt
und wie folgt festgestellt:

E i n n a h m e : 1.567.800,00 €
A u s g a b e : 1.567.800,00 €

(2) Die Ansätze der Einzelpläne in Einnahme und
Ausgabe werden im Gesetz- und Verordnungsblatt
bekannt gegeben.

§ 2
Haushaltsvermerke

(1) Die im Haushaltsplan mit „GD“ versehenen Titel
sind innerhalb der betreffenden Gruppierungen ge-
genseitig deckungsfähig. Die Deckungsfähigkeit wei-
terer Titel ergibt sich aus der entsprechenden Anlage
zum jeweiligen Haushaltsplan 2018.
(2) Bei den mit „ED“ versehenen Titeln berechtigen
Mehreinnahmen zu Mehrausgaben bei den jeweils
entsprechenden Titeln. Auf die Anlage „Haushalts-
vermerke“ zum jeweiligen Haushaltsplan 2018 wird
verwiesen.

§ 3
Mehreinnahmen, Minderausgaben

(1) Mehreinnahmen oder Minderausgaben im Haus-
halt des Diakonischen Werkes werden über Titel
00.4110.00.9110 der allgemeinen Rücklage des Dia-
konischen Werkes zugeführt.
(2) Zweckbestimmte Haushaltsmittel sind, soweit die
Einnahmen die Ausgaben überschreiten, nicht der all-
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gemeinen Haushaltsrücklage zuzuführen. Die Mehr-
einnahmen sind vielmehr am Schluss des Rechnungs-
jahres festzustellen und bei den Titeln des Haushalts-
planes für das folgende Rechnungsjahr nachzuweisen.

§ 4
Familienferienstätte Blinkfüer

Die Familienferienstätte wird gemäß § 53 der Haus-
haltsordnung nach betriebswirtschaftlichen Grundsät-
zen verwaltet. Die Buchhaltung erfolgt nach den Re-
geln der kaufmännischen Buchführung. Für die Fami-
lienferienstätte ist ein Wirtschaftsplan für 2018 auf-
gestellt und als Anlage dem Haushaltsplan beigefügt.

L e e r, den 12. Dezember 2017

Der Präses der Gesamtsynode

N o r d h o l t

Anlage zu § 1 Absatz 2 des Haushaltsgesetzes 2018
des Diakonischen Werkes der Evangelisch-

reformierten Kirche:
Zusammenstellung der Einzelpläne 2018

Diakonisches Werk der
Evangelisch-reformierte Kirche

Einnahmen
€

Ausgaben
€

4100 Diakonisches Werk 1.313.600 1.313.600
4300 Konzessionsabga-

bemittel 254.200 254.200
1.567.800 1.567.800

Haushaltsbeschluss
der Gemeindestiftung der

Evangelisch-reformierten Kirche
für das Rechnungsjahr 2018

(01.01.2018 - 31.12.2018)

Die Gesamtsynode beschließt einstimmig gemäß § 7
Absatz 2 Satz 2 der Satzung der Gemeindestiftung der
Evangelisch-reformierten Kirche den vom Kuratori-
um der Gemeindestiftung der Evangelisch-reformier-
ten Kirche erstellten Haushaltsplan der Gemeindestif-
tung der Evangelisch-reformierten Kirche für das
Rechnungsjahr 2018.

L e e r, den 12. Dezember 2017

Der Präses der Gesamtsynode

N o r d h o l t

Jahresrechnung 2016
der Evangelisch-reformierten Kirche

Nachdem die Berichte der Rechnungsprüfer zur
Kenntnis genommen und die Titelüberschreitungen
des Rechnungsjahres 2016 genehmigt wurden, stellt
die Gesamtsynode gemäß § 69 Absatz 1 Nr. 11 der
Kirchenverfassung die vom Landeskirchenamt geleg-
te Jahresrechnung der Gesamtsynodalkasse ein-
schließlich der Gesamtpfarrkasse für das Rechnungs-
jahr 2016 fest und beschließt bei Enthaltung des Mo-
deramens der Gesamtsynode die Entlastung des Mo-
deramens der Gesamtsynode.

L e e r, den 12. Dezember 2017

Der Präses der Gesamtsynode

N o r d h o l t

Jahresrechnung 2016
des Diakonischen Werkes

der Evangelisch-reformierten Kirche

Nachdem die Berichte der Rechnungsprüfer zur
Kenntnis genommen und die Titelüberschreitungen
des Rechnungsjahres 2016 genehmigt wurden, stellt
die Gesamtsynode gemäß § 69 Absatz 1 Nr. 11 der
Kirchenverfassung die vom Diakonischen Werk der
Evangelisch-reformierten Kirche gelegte Jahresrech-
nung für das Rechnungsjahr 2016 und den Jahresab-
schluss der „Familienferienstätte Blinkfüer“ für das
Wirtschaftsjahr 2016 fest und beschließt bei zwei Ent-
haltungen die Entlastung des Diakonieausschusses.

L e e r, den 12. Dezember 2017

Der Präses der Gesamtsynode

N o r d h o l t

Jahresrechnung 2016
der Gemeindestiftung der

Evangelisch-reformierten Kirche

Die Gesamtsynode stellt die vom Landeskirchenamt
gelegte Jahresrechnung der Gemeindestiftung der
Evangelisch-reformierten Kirche für das Rechnungs-
jahr 2016 fest und beschließt bei Enthaltung des Mo-
deramens der Gesamtsynode die Entlastung des Ku-
ratoriums der Stiftung.

L e e r, den 12. Dezember 2017

Der Präses der Gesamtsynode

N o r d h o l t
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Anteile
der Kirchengemeinden und

Synodalverbände
an der Landeskirchensteuer 2018

Die Gesamtsynode nimmt den folgenden Beschluss
des Moderamens der Gesamtsynode zur Kenntnis:
Gemäß § 3 Absatz 2 der Zuweisungsordnung in der
Fassung vom 27. November 2015 wird beschlossen:
Der Grundbetrag für das Rechnungsjahr 2018 beträgt:
1. gemäß § 1 Nr. 1 der Zuweisungsordnung 14,45 €

für jedes Gemeindeglied,
2. gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 der Zuweisungsordnung

1,22 € für jedes Gemeindeglied.
Darüber hinaus wird beschlossen, dass im Jahr 2018
eine Sonderzuwendung an die Kirchengemeinden und
Synodalverbände geleistet wird. Hierbei erhalten die
Kirchengemeinden (keine Umlagegemeinden) als
Sonderzuwendung einen Betrag i.H.v. 1,00 € pro Ge-
meindeglied und die Synodalverbände einen Betrag
i.H.v. 0,08 € pro Gemeindeglied. Die Evangelisch-
Reformierte Kirche in Bayern und ihre Kirchenge-
meinden erhalten keine Sonderzuwendung.
Im Haushaltsjahr 2018 verbleibende Haushaltsmittel
in den Haushaltsstellen 9110.7211 und 9110.7212
werden zum Jahresende 2018 an die zuweisungsbe-
rechtigten Kirchengemeinden und Synodalverbände
nach einem dann noch festzulegenden Verteilungs-
maßstab ausgeschüttet.

L e e r, den 12. Dezember 2017

Der Präses der Gesamtsynode

N o r d h o l t

Zur Besetzung freigegebene Stellen
Die vakante Pfarrstelle der Evangelisch-reformierten
Kirchengemeinde Großwolde wird zum 1. Mai 2018
zur Wiederbesetzung freigegeben.
Die Freigabe erfolgt mit der Maßgabe, dass nur Theo-
loginnen oder Theologen auf den Wahlaufsatz genom-
men werden können, die nach bestandenem Erstem
Examen ihr Vikariat in der Evangelisch-reformierten
Kirche absolviert haben und denen nach bestandenem
Zweiten Examen vom Moderamen der Gesamtsynode
die Anstellungsfähigkeit zuerkannt wurde.
Im Falle einer veränderten parochialen Zuordnung hat
der Stelleninhaber oder die Stelleninhaberin andere,
gegebenenfalls auch zusätzliche Aufgaben zu über-
nehmen.
Bewerber und Bewerberinnen können ihre Gesuche
bis zum 15. Januar 2018 beim Kirchenpräsidenten ein-
reichen, sofern sie nicht unmittelbar mit dem Kirchen-
rat der Evangelisch-reformierten Kirchengemeinde
Großwolde in Verbindung treten wollen.

Personalnachrichten

Ordination

Ältestenpredigerinnen und Ältestenprediger
Ordiniert und zum ehrenamtlichen Ältestenprediger in
der Evangelisch-reformierten Kirchengemeinde Leer
wurde berufen:

Dr. Hartmut Fischer
am 29. Oktober 2017

Berufung
In den Pfarrdienst der Evangelischen Kirchengemein-
de Bovenden wurde eingeführt:

Pastorin
Aleena Toplak
am 29. Oktober 2017
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